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BMF: Wertminderungen auf Darlehen an verbundene
Unternehmen im internationalen Kontext - Anwendung des § 1
AStG

Hintergrund
Hintergrund dieses Schreibens der Finanzverwaltung ist eine Entscheidung des BFH vom
14.01.2009. Darin hatte dieser entschieden, dass Teilwertabschreibungen auf so genannte
eigenkapitalersetzende Darlehen keine bei der Gewinnermittlung nicht zu
berücksichtigende Gewinnminderungen im Sinne von § 8b Absatz 3 KStG 2002 (i. d. F. vor
Änderung durch das JStG 2008 vom 20.12.2007) sind. Das bedeutet, dass die Vorschrift des
§ 8b Absatz 3 Satz 3 KStG 2002 nicht auf Teilwertabschreibungen auf
eigenkapitalersetzende Darlehen angewendet werden kann. Nach Auffassung des BFH
erfasst die Vorschrift ausschließlich substanzbezogene Wertminderungen des jeweiligen
Anteils und nicht jegliche mit dem Anteil wirtschaftlich zusammenhängende Aufwendungen.
Eigenkapitalersetzende Darlehen seien eigenständige Schuldverhältnisse, die unbeschadet
ihrer gesellschaftsrechtlichen Veranlassung von der eigentlichen Beteiligung zu
unterscheiden seien. Die Ergänzung des § 8b Absatz 3 KStG durch die Sätze 4 bis 7 im
Rahmen des Jahressteuergesetzes 2008 wirkt nach Auffassung des BFH rechtsbegründend
und somit nicht auf die Verhältnisse vor diesem Stichtag zurück. 

Verwaltungsanweisung
Das o. a. BFH-Urteil betraf einen inländischen Sachverhalt und ließ die Frage offen, ob in
vergleichbaren Fällen der Darlehensgewährung an eine nahe stehende ausländische
Gesellschaft eine Berichtigung nach § 1 AStG durchzuführen wäre. Das BMF-Schreiben
nimmt zur Frage der Anwendung der Vorschrift des § 1 AStG in vergleichbaren Fällen
Stellung. Anhand verschiedener Fallkonstellationen von Darlehensgewährungen wird die
Anerkennung bzw. Nichtanerkennung einer bilanzsteuerrechtlich ggf. zulässigen
Teilwertabschreibung oder anderen Wertminderung auf Darlehen an ausländische
verbundene Unternehmen dargestellt. 

Grundfall 
Darlehensgewährung eines inländischen, beherrschenden Gesellschafters an eine ihm nahe
stehende ausländische Gesellschaft, zu der über das Darlehensverhältnis hinaus keine
weiteren Geschäftsbeziehungen bestehen. 
Hierbei werden folgende Szenarien unterschieden:

1. Die Darlehensgewährung erfolgt unter Vereinbarung einer tatsächlichen Sicherheit
und diese Sicherheit wird im Zinssatz berücksichtigt. 

2. Die Darlehensgewährung erfolgt ohne Vereinbarung einer tatsächlichen Sicherheit
und die fehlende Sicherheit wir durch einen angemessenen Risikozuschlag auf den
Zinssatz berücksichtigt. 

3. Die Darlehensgewährung erfolgt ohne Vereinbarung einer tatsächlichen Sicherheit
und ein Risikozuschlag auf den Zinssatz, der die fehlende Sicherheit berücksichtigt
erfolgt ebenfalls nicht.

Auch diese dritte Fallgestaltung ist mit dem Fremdvergleichsgrundsatz zu vereinbaren und
führt nicht zu einer Korrektur des Zinssatzes, weil ein bestehender „Rückhalt im Konzern“
hier an Stelle der fehlenden Sicherheiten tritt. Dieser Festlegung des BMF, die unterhalb des
Marktzinses liegenden Zinsen eines Darlehen ohne Sicherheiten bei beherrschenden
Gesellschafter zu akzeptieren ist von starker praktischer Relevanz. In der Folge erkennt die
Finanzverwaltung Teilwertabschreibungen auf den Darlehensbetrag allerdings nicht an,
sofern der Rückhalt im Konzern tatsächlich gegenüber fremden Dritten weiter fortbesteht,
etwa, weil der Darlehensnehmer seine Verpflichtungen im Außenverhältnis weiter erfüllt.

Abwandlung I 
Darlehensgewährung eines inländischen beherrschenden Gesellschafters an eine ihm nahe
stehende, ausländische Gesellschaft, zu der über das Darlehensverhältnis hinaus weitere



Geschäftsbeziehungen (Lieferungs- und Leistungsaustausch) bestehen. 

Abwandlung II 
Forderungen aus laufenden Geschäftsbeziehungen (Lieferungen und Leistungen) eines
inländischen beherrschenden Gesellschafters an eine ihm nahe stehende, ausländische
Gesellschaft, soweit die Forderungen nicht entsprechend den vereinbarten, fremdüblichen
Zahlungsbedingungen getilgt werden. 

Die Anwendung dieses Schreibens erfolgt für verschiedene Veranlagungszeiträume (VZ) unter
folgenden Bedingungen:

VZ vor 2003: Eine Anwendung erfolgt, nur wenn die Darlehensgewährung eine
Geschäftsbeziehung i.S.d. § 1 Abs. 1 AStG i.V.m. § 1 Abs. 4 AStG i.d.F. des StÄndG 1992
darstellt. 
VZ ab 2003: Eine Anwendung erfolgt auch dann, wenn die Darlehensgewährung vor 2003
erfolgte und das Darlehen ab dem VZ 2003 weiterbesteht. 
VZ ab 2008: Für Kapitalgesellschaften ist die Anwendung von § 8b Absatz 3 KStG i.d.F. des
JStG 2008 gegenüber § 1 AStG vorrangig, soweit § 1 AStG keine weitergehenden
Rechtsfolgen vorsieht.
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